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Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 66 „Wohngebiet Jaspisstraße", Coswig  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e.V. ist ein nach § 3 SächsNatSchG i.V.m. § 63 BNatSchG staatlich 
anerkannter Naturschutzverband und macht von seinem Mitwirkungsrecht gemäß § 64 BNatSchG i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB Gebrauch. 

Wir danken für die Übermittlung der Planunterlagen und nehmen zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 
66 „Wohngebiet Jaspisstraße" in der Fassung vom 03.03.2026 (ergänzt am 25.03.2026) wie folgt Stel-
lung. 

Dem Vorhaben wird im Grundsatz zugestimmt. Es ergehen nachfolgend Hinweise und Forderungen: 

I. Grundsätzliche Bewertung des Vorhabens 

Das Vorhaben verfolgt das städtebaulich legitime Ziel, eine langjährige Brachfläche der ehemaligen 
Intensivgärtnerei an der Jaspisstraße einer geordneten Wohnnutzung zuzuführen. Die Inanspruch-
nahme einer im Brachflächenkonzept der Stadt Coswig erfassten Fläche entspricht dem Grundsatz der 
Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 S. 3 BauGB) und ist dem Prinzip nach vorzugswürdig gegenüber einer 
Inanspruchnahme bisher unbebauter Freiräume. 

Der BUND Sachsen stellt die Planung daher nicht grundsätzlich in Frage. Die nachfolgenden Hinweise 
und Forderungen richten sich auf konkrete artenschutzrechtliche und fachplanerische Aspekte, die aus 
unserer Sicht einer Nachbesserung oder jedenfalls einer vertieften Begründung bedürfen. 

II. Artenschutz – Zauneidechse (Lacerta agilis) – Schwerpunkt 

1. Bedeutung des Vorkommens und rechtlicher Maßstab 

Die Zauneidechse ist als Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie streng geschützt (§ 7 Abs. 2 Nr. 14 
BNatSchG). Nach den Ergebnissen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (AFB, pro bios ecosystem 
service, 19.02.2026) ist im Plangebiet von einem Gesamtbestand von ca. 900–1.000 Individuen auszu-
gehen. Damit handelt es sich um eines der bedeutendsten städtischen Vorkommen im Coswiger Stadt-
gebiet. Der Erhaltungszustand der Zauneidechse ist in Sachsen als unzureichend eingestuft. Die Art wird 
in der Roten Liste Sachsen als gefährdet geführt. 
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Vor diesem Hintergrund ist der rechtliche Maßstab des § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG mit 
besonderer Sorgfalt anzulegen: Die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten im räumlichen Zusammenhang muss dauerhaft gesichert sein. Bei einem Vorkommen dieser 
Größenordnung und einem in Sachsen ungünstigen Erhaltungszustand ist der Spielraum für Prognose-
unsicherheiten gering. 

Der BUND Sachsen hat bereits in seiner Stellungnahme vom 11. August 2022 auf diese besondere 
Schutzwürdigkeit hingewiesen. Wir erkennen an, dass der vorliegende Entwurf gegenüber dem Vorent-
wurf 2022 deutlich weiterentwickelt wurde und ein umfangreiches CEF-Maßnahmenkonzept enthält. Die 
nachfolgenden Punkte benennen gleichwohl Aspekte, die aus unserer Sicht noch nicht hinreichend 
abgesichert sind. 

2. Flächenverhältnis Verlust zu Ersatz 

Durch das Vorhaben gehen dauerhaft ca. 10.000 m² Habitatfläche der Zauneidechse verloren. Als 
Ersatzhabitate werden die Flächen CEF 3.1 und CEF 3.2 mit zusammen ca. 3.070 m² bereitgestellt. Das 
entspricht einem Verhältnis von etwa 3:1 zu Lasten der Art. 

Der Umweltbericht begründet dieses Verhältnis mit der geplanten qualitativen Aufwertung der Ersatz-
flächen durch Substratwälle, Substrathaufen und Blühwiesen. Wir zweifeln nicht daran, dass eine solche 
Aufwertung grundsätzlich geeignet ist, die Aufnahmekapazität je Flächeneinheit zu erhöhen. Wir bitten 
jedoch darum klarzustellen, auf welchen fachlichen Grundlagen die Einschätzung beruht, dass 3.070 m² 
aufgewerteter Ersatzfläche die Population aufnehmen können, die bisher 10.000 m² besiedelter Fläche 
genutzt hat. Eine quantitative Herleitung – etwa anhand von Habitatkapazitätsmodellen oder 
vergleichbaren Projekterfahrungen – ist in den vorliegenden Unterlagen nicht erkennbar. Angesichts des 
unzureichenden Erhaltungszustands der Art in Sachsen sollte diese Begründung im weiteren Verfahren 
explizit nachgereicht werden. 

3. Abfangziel und realistische Fangquote 

Der AFB nennt als Zielgröße für den Individuenabfang 450–600 Individuen aus dem Baufeld. Diese Zahl 
basiert auf der hochgerechneten Populationsgröße (von den im Untersuchungszeitraum 2022 direkt 
erfassten 118 Individuen auf einen Gesamtbestand von ca. 900–1.000 Tieren, entsprechend einem Kor-
rekturfaktor von ca. 10 %). Das Abfangprogramm sieht einen Zeitraum von Anfang April bis Mitte Juli 
vor, begleitet durch einen Reptilienschutzzaun und ökologische Baubegleitung. 

Der BUND Sachsen hatte bereits 2022 darauf hingewiesen, dass bei Zauneidechsenpopulationen dieser 
Größe das Abfangen selbst unter optimalen Bedingungen immer nur einen Teil der tatsächlich vorhan-
denen Individuen erfasst. Der AFB selbst räumt methodische Einschränkungen ein, da Teile des Plange-
biets – insbesondere Bereiche mit Ablagerungen, Betonplatten und ruinösen Gebäuden – nicht vollstän-
dig begangen werden konnten und die Erfassungsmethodik auf pauschalen Erfahrungswerten beruht. 

Wir fordern daher: Das Abfangprogramm sollte um eine klare Regelung ergänzt werden, wie bei Unter-
schreiten des Abfangziels oder bei unerwarteten Beobachtungen im Baufeld zu verfahren ist (Abbruch-
kriterien, verlängerte Abfangzeiträume, Baustopp-Möglichkeit). Dies sollte verbindlich in den Bebau-
ungsplan aufgenommen werden. 

4. Fehlendes verbindliches Monitoring mit Schwellenwerten und Nachsteuerungspflicht 

Der AFB sieht eine Erfolgskontrolle der CEF-Maßnahmen im 1., 3. und 5. Jahr nach Fertigstellung vor. 
Wir begrüßen dies ausdrücklich. 

Es fällt jedoch auf, dass diese Erfolgskontrolle nicht als verbindliche Textfestsetzung in den Bebauungs-
plan aufgenommen wurde. Die Textfestsetzungen (Teil B) regeln die Herstellung der CEF-Flächen detail-
liert, enthalten aber weder eine Pflicht zur Durchführung des Monitorings noch Auslöseschwellenwerte, 
bei deren Unterschreitung Nachsteuerungsmaßnahmen zu ergreifen wären. 
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Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist dies problematisch: Der Nachweis, dass die ökologische Funktio-
nalität im räumlichen Zusammenhang dauerhaft gewährleistet ist (§ 44 Abs. 5 BNatSchG), kann bei 
einem Vorhaben dieser Eingriffstiefe nicht allein auf prognostischen Annahmen beruhen. Erforderlich 
ist eine planungsrechtlich verbindliche Absicherung der Überprüfung und ggf. Nachsteuerung als 
Bestandteil der CEF-Maßnahme nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. 

Wir fordern daher, in die Textfestsetzungen eine Monitoring-Pflicht aufzunehmen, die folgendes regelt: 

• Zeiträume und Methodik der Erfolgskontrollen (mindestens im 1., 3. und 5. Jahr nach Fertigstellung 
der CEF-Flächen), 
 

• Mindest-Nachweisdichte als Schwellenwert, bei dessen Unterschreitung eine Meldepflicht 
gegenüber der Naturschutzbehörde sowie eine Pflicht zur Einleitung von Nachbesserungsmaßnah-
men ausgelöst wird, 

 

• Benennung der zuständigen Stelle und Dokumentationspflicht gegenüber der unteren Naturschutz-
behörde. 

5. Verbundfunktion und Konnektivität 

Die vorliegende Population ist Teil eines größeren Verbundsystems, das insbesondere über den Inter-
kulturellen Garten Coswig e.V. und die angrenzende Bahntrasse in westlicher und südwestlicher Rich-
tung Vernetzungsfunktionen übernimmt. Der AFB berücksichtigt dies grundsätzlich und verortet die 
CEF-Flächen so, dass eine Anbindung an diese Verbundstrukturen gewährleistet bleiben soll. 

Wir bitten darum zu prüfen, ob die geplante Planstraße zwischen dem Baugebiet und der südwestlichen 
Grünfläche (CEF 3.1) eine Barrierewirkung entfaltet, die den Individuenaustausch zwischen der Popula-
tion im Baufeld und dem Interkulturellen Garten sowie dem Gleisschotterbett der Bahntrasse dauerhaft 
einschränkt. Der AFB geht auf die Barrierewirkung der Planstraße im Detail nicht ein. Ausstiegshilfen 
und Querbauwerke im Bereich der Entwässerungsanlagen sind in den Textfestsetzungen bereits vorge-
sehen (Ziff. 1.9.8). Dennoch erscheint eine explizite Prüfung dieses Verbundkorridors geboten. 

III. Artenschutz – Turmfalke (Falco tinnunculus) 

Der AFB weist nach, dass der Turmfalke an einem Nistkasten am Schornstein des abzureißenden Heiz-
hauses brütet. Der Turmfalke ist streng geschützt (§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG). Die Maßnahme zur 
Verlagerung des Nistkastens an einen geeigneten Gebäude- oder Gehölzstandort vor Baubeginn ist 
sachgerecht konzipiert. 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass diese Maßnahme in den Textfestsetzungen lediglich als unverbind-
licher Hinweis aufgenommen wurde (Ziff. 1.9.9) und keine verbindliche Festsetzung darstellt. 

Die Verlagerung der Turmfalkennisthilfe ist eine zwingend erforderliche Vermeidungsmaßnahme, um 
den Verbotstatbestand der Zerstörung einer Fortpflanzungsstätte nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu 
vermeiden. Ein bloßer unverbindlicher Hinweis gewährleistet nicht die rechtssichere Umsetzung dieser 
artenschutzrechtlich gebotenen Maßnahme. 
 
Wir fordern daher eine der folgenden Lösungen: 
 

• Städtebaulicher Vertrag nach § 11 BauGB mit dem Vorhabenträger, in dem die Verlagerung der 
Nisthilfe an einen konkreten, bereits abgestimmten Standort sowie deren fachgerechte 
Installation vor Baubeginn verbindlich geregelt wird, oder 
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• Vollzugsnachweis als Voraussetzung für den Satzungsbeschluss: Die fachgerechte Installation 
der Ersatznisthilfe ist vor Inkrafttreten des Bebauungsplans nachzuweisen und zu 
dokumentieren (z.B. durch Fotodokumentation und Standortangabe) 

 
Wir bitten um eine Nachreichung der fehlenden Informationen und um Berücksichtigung der darge-
stellten Hinweise und Forderungen. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


